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Sandro Trunz ist keiner, der ein
Blatt vor den Mund nimmt: «Es
kann doch nicht sein, dass ich als
ausgebildeter Gymnasiallehrer
weniger Lohn erhalte.» Der
45-Jährige unterrichtet eine drit-
te Sekundarschulklasse in Biel
(Sek I). Weil er über ein Gymer-
Lehrdiplom (Sek II) verfügt,
muss er einen sogenanntenVor-
stufenabzug in Kauf nehmen: Er
bekommt 10 Prozent weniger
Lohn als ein ausgebildeter Se-
kundarlehrer.

Das sei ungerecht, findet San-
droTrunz. «Ich hoffe schon, dass
ich etwas mehr kann als ein
Junglehrer.» Zum Beispiel habe
er einige Erfahrung im Umgang
mit schwierigen Situationen.
«Wenn es beispielsweise mal
eine Schlägerei gibt unter den
Jugendlichen, kann ich meist
souverän und mit genügend
Autorität auftreten.»

70 Stellen offen
Dass er als Seklehrer (Lohnstu-
fe 10) ohnehin weniger Lohn er-
hält denn als Gymerlehrer (Lohn-
stufe 15) – geschenkt. Sandro
Trunz hat sich bewusst für die-
sen Job entschieden: «DieWert-
schätzung von Eltern und Ju-
gendlichen – wenn ich etwa bei
der Berufswahl helfen kann – ist
enorm.» Viel stossender ist für
Sandro Trunz, dass er mit dem
Vorstufenabzug dafür bestraft
wird, dort auszuhelfen, wo aku-
ter Personalmangel herrscht: in
der Volksschule.

Ein Blick in das Lehrperso-
nen-Stellenportal des Kantons
Bern zeigt: Aktuell werden
10 Lehrpersonen fürMittelschu-
len (Gymnasium und Fachmit-
telschulen) gesucht, auf Sekun-
dar- und Realschulstufe sind es
vielmehr: 70. In der Primarschu-
le fehlen sogar fast 200 Lehre-
rinnen und Lehrer – auch dort
müsste jemandmit Gymer-Lehr-
diplom eine Lohneinbusse ge-
genüber seinen Kolleginnen und
Kollegen in Kauf nehmen.

Ein falsches Signal?
Verschlimmert der Kanton Bern
mit seinen starren Anforderun-
gen den Lehrpersonenmangel in
derVolksschule? Die Bildungsdi-

rektion geht garnicht erst auf die
Frage ein, sondern hält fest: Falls
eine Gymer-Lehrperson nur in
den Fächern unterrichte, die ih-
remDiplomentsprächen, gebe es
keinen Abzug. Im Falle von San-
dro Trunz hiesse das, er könnte
sich einfach auf die Fächer Fran-
zösisch undEnglisch konzentrie-
ren und alles wäre in Butter.

Daswürde allerdings dieViel-
falt seines Jobs einschränken und
seinen Bezug zu den Jugendli-
chen mindern, weil er sie nicht
mehr so häufig sähe. «Dabei
macht genau das den Reiz mei-
nes jetzigen Jobs aus. An einem
Gymnasiumwäre die Beziehung
zu den Jugendlichen viel distan-
zierter.»

Direkter auf die Frage, ob der
Stufenabzug sinnvoll ist, geht die
Pädagogische Hochschule Bern
ein. «Die Herausforderungen auf
der Oberstufe sind ganz andere
als am Gymnasium», sagt Me-
diensprecherMichael Gerber. Es
mache einen Unterschied, ob je-
mandvor 13- bis 15-Jährigen ste-
he odervor jungen Erwachsenen
ab 16 Jahren. «Eine Lehrperson
mit Lehrdiplom für die Sekun-
darstufe II ist fachlich hoch qua-
lifiziert, aber fachdidaktisch und
auch in Bezug auf die erzie-
hungs- und sozialwissenschaft-
lichen Studieninhalte ganz an-
ders ausgebildet.»

Die unterschiedlichen Ausrich-
tungen zeigen sich auch an den
Ausbildungsgängen: Eine Gym-
nasiallehrpersonmacht einmin-
destens viereinhalbjährigesMas-
terstudium an einer Universität
und studiert anschliessend ein
Jahr an derPädagogischenHoch-
schule (PH). Eine zukünftige
Lehrperson auf der Sekundar-
stufe I dagegen verbringt min-
destens viereinhalb Jahre an der
PH und absolviert dabei bis zu
33Wochen an Praktika.

Wer seine Unterrichtsstufe
wechseln möchte, kann ein vor-
handenes Lehrdiplom ergänzen.
Michael Gerber verweist auf den
«konsekutiven Masterstudien-
gang». Jeder mit mindestens ei-
nem universitären Bachelordip-
lom in einem Schulfach erlangt
damit in zwei Jahren PH-Studi-
um das Sek-I-Lehrdiplom. Wer
ein Diplom fürs Gymnasiumhat,
kann verkürzt studieren.

Motion eingereicht
Für Sandro Trunz ist das ein Af-
front. «Ichwerde doch nach fünf
Jahren Studium und mit über
40 Jahren nicht noch einmalVoll-
zeit die Schulbank drücken.» Er
findet, die Pädagogische Hoch-
schulemüsste «ein vernünftiges
Brückenangebot» ausarbeiten.
«Ein paar kleine Kurse an eini-
gen Wochenenden, das würde
weitaus reichen.» Schliesslich
eigneten sich die meisten Lehr-
kräfte das Handwerk sowieso
erst bei der Arbeit an. «DasWis-
sen, wie man Abklärungen auf-
gleist oder mit der Berufsbera-
tung zusammenarbeitet, ist
schnell da. Zudem arbeiten wir
ja in einem erfahrenen Team.»

Das Dilemma wird jetzt auch
zumpolitischenThema.DerBer-
ner Lehrer und Grossrat Alain
Pichard (GLP) hat kürzlich eine
dringliche Motion eingereicht,
die dafür sorgen soll, dass der
Stufenabzug abgeschafftwird für
Gymnasiallehrer, die an der Sek 1
arbeiten. Er meint: «Fachliche
Kompetenz sollteman nicht ein-
fach unterbewerten. Die Rege-
lung ist schikanös, wir werden
diese Leute verlieren.»

Die Dringlichkeit der Motion
wurde bereits gewährt. Die Ant-
wort des Regierungsrats steht
aber noch aus.

«Ich kannmehr als ein Junglehrer»
Lehrpersonenmangel Ein Gymerlehrer, der im Kanton Bern in der Volksschule unterrichtet, erhält weniger Lohn als Kollegen
auf der gleichen Stufe. Bremst das motivierte Leute aus?

Der Bieler Lehrer Sandro Trunz findet es ungerecht, dass er als ausgebildeter Gymerlehrer weniger Lohn
erhält als ein ausgebildeter Seklehrer. Foto: Adrian Moser

Stadtrat für Abfederung Die Stadt
Bern soll Haushalte entlasten,
diewegen tiefer Einkommen be-
sonders stark unter hohen Gas-
preisen leiden.Mit 40 zu 25 Stim-
men hat der Stadtrat gestern
Donnerstag ein dringliches Pos-
tulat der Fraktion GFL/EVP
überwiesen. Eine Mitte-Links-
Mehrheit war der Meinung, eine
unbürokratische Hilfe für ärme-
re Haushalte könnte sinnvoll
sein, wenn der Gaspreis weiter
ansteigen sollte. Die Gegner
warnten davor, den Bezug von
Gas zu «subventionieren».

Den Urheberinnen des Vor-
stosses schwebte «eine Lösung
mit geringemVollzugsaufwand»
vor:WerAnrecht aufVerbilligung
derKrankenkassenprämien habe
und in einer mit Gas beheizten
Mietwohnung lebe, sollemit bei-

spielsweise 50 Franken monat-
lich entlastet werden – je nach
Höhe des Gaspreis-Anstiegs.

Johannes Wartenweiler (SP)
äusserte Zweifel, dass dies ein
sinnvollerWegwäre. In der Stadt
Bern hätten schätzungsweise
30'000 bis 40'000MenschenAn-
recht auf Prämienverbilligung.
Die Entlastung der Haushalte
könnte die Stadt demnach jähr-
lich einen beträchtlichen zwei-
stelligenMillionenbetrag kosten.

Umsetzung offen
Der Gemeinderat zeigte grund-
sätzlich Sympathien für denVor-
stoss. Die gewünschte unbüro-
kratische Umsetzung sei – an-
ders als in Zürich – aber nicht
möglich, sagte Gemeinderätin
Franziska Teuscher (GB). Auf-
grund der kantonalen Vorgaben

kommeBern nicht zu denDaten,
wer Anrecht auf Prämienverbil-
ligung habe. Es brauche also eine
andere Lösung. Der Stadtrat
überwies das Postulat gegen die
Stimmen von SVP, FDP, Mitte
und den meisten Grünliberalen.

SVP-Vorstoss chancenlos
Der SVP hatte eine andere Lö-
sung vorgeschlagen, um Haus-
haltemit Gas zu entlasten. Ener-
gie Wasser Bern (ewb) solle im-
mer das jeweils günstigste
Gasprodukt einkaufen und die-
se den Bezügern aufWunschver-
rechnen. So werde Leuten mit
kleinemPortemonnaie geholfen,
ohne dass man teures Biogas
quersubventioniere. Die Rats-
mehrheit wollte von einer ent-
sprechendenMotion aber nichts
wissen. (sda)

Wenn der Gaspreis steigt, soll die Stadt Bern
Haushaltenmit tiefen Einkommen helfen

Stadtrat Bern Im Jugendparla-
ment der Stadt Bern sollen künf-
tig auch auswärtige Kinder und
Jugendlichemitmachen können,
wenn sie in Bern eineAusbildung
absolvieren oder in der Stadt ar-
beiten.Ausserdem soll die obere
Altersgrenze von 21 auf 25 Jahre
angehoben werden.

Im Stadtrat zeichnet sich eine
Mehrheit für beide Neuerungen
ab, wie sich am Donnerstag bei
der ersten Lesung des teilrevi-
dierten Mitwirkungsreglements
zeigte. Entscheide sind noch kei-
ne gefallen.

Die Neuerungen entsprächen
einemWunsch des Jugendparla-
ments, rief Sara Schmid (SP) in
Erinnerung. Das Jugendparla-
ment hatte 2020 eine entspre-
chendeMotion überwiesen.Vie-
le Junge aus derRegion hätten in

der Stadt ihren Lebensmittel-
punkt, stellte Eva Chen (AL) fest.
Mehr Partizipation sei wün-
schenswert.

Widerstand kamvon der SVP.
Ihr SprecherAlexander Feuz for-
derte, die Gemeindeautonomie
müsse hochgehaltenwerden. Es
reiche, wenn Auswärtige Anträ-
ge stellen und sich mit beraten-
der Stimme an der Debatte be-
teiligen könnten.

Altersgrenze umstritten
Zu reden gab auch die vom Ge-
meinderat vorgeschlagene Erhö-
hung der Altersgrenze. Die bis-
herigenAltersgrenze von 21 Jah-
ren liege imVergleich zu anderen
Jugendparlamenten in der
Schweiz tief, befanden die Befür-
worter. Eine Erhöhung der Al-
terslimite führe zu mehr Konti-

nuität und unterstütze dasWei-
tergeben von Erfahrungen.

Bei 21 Jahren bleiben möchte
die FDP. In einer grösseren Al-
tersspanne könnten die ganz
Jungen gehemmt werden, ihre
Stimme zu erheben oder über-
haupt im Jugendparlament mit-
zumachen, sagte FDP-Sprecher
Tom Berger.

Die Altersgrenze sogar auf
18 Jahre senken möchte die SVP.
Nach dem 18. Geburtstag besit-
zeman schliesslich die vollen de-
mokratischen Rechte und könne
sich im Erwachsenenparlament
einbringen.

Das Jugendparlament (JuPa)
der Stadt Bern wurde im Jahr
2015 gegründet.Mitmachen kön-
nen zurzeit Jugendliche und jun-
ge Erwachsene zwischen 14 und
21 Jahren. (sda)

Stadtberner Jugendparlament soll
auch Auswärtigen offenstehen

Lohneinbusse ist in Zürich
tendenziell weniger gross

Auch der Kanton Zürich kennt
einen Lohnabzug für stufenfremde
Lehrpersonen. Allerdings sind es
dort nicht automatisch 10 Prozent
weniger. Ein Gymnasiallehrer, der
auf der Oberstufe unterrichtet, wird
einfach zwei Lohnstufen tiefer
eingeteilt als seine Kolleginnen
und Kollegen. Ein Beispiel: Eine
34-jährige Lehrerin mit Gymnasial-
lehrdiplommit zehn Jahren Berufs-
erfahrung erhält als Oberstufenleh-
rerin knapp 9000 Franken im
Monat (Lohnstufe 6). Wäre sie eine
ausgebildete Oberstufenlehrerin,
betrüge ihr Lohn unter den glei-
chen Voraussetzungen rund
9500 Franken (Lohnstufe 8). Die
Einbusse beträgt damit 500 Fran-
ken. Das sind deutlich weniger als
10 Prozent (950 Franken). (mjc)


